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Olaf Scholz und Co. feierten den G7-Gipfel der westlichen Staats- und Regierungschefs als
harmonische, geradezu weltoffene Veranstaltung für Demokratie, Menschenrechte, soziale und
ökologische Vorsorge. Ganz zu offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen
wurden zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern) stationiert. Es
glich einem Belagerungszustand. Mit Maschinenpistolen ausgestattete Polizist:innen standen hinter
Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig erfolgten Polizeikontrollen, Geschäfte mussten für den Protest
schließen, Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll allein der
Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau. Trotz ähnlicher Anzahl
erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit. Schon während der
Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend und weit über deren
Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in der Ukraine dient zusätzlich als
Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“
Eingreifen verklärt wird.

Eine verschärftes Polizeiaufgabengesetz, ständige Kontrollen, Einschränkungen der
Versammlungsfreiheit bis hin zu abstrusen Fahnenregeln, Flyerverboten, Angriff wegen
Verknüpfung von Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und zwar nicht nur in
Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression Menschen ein und
wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die enttäuschend geringe Beteiligung an allen
Aktionen. Im Folgenden wollen wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten,
worin die zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?

Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der Münchener Theresienwiese
blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den Erwartungen. Die Mehrheit der rund 6.000
Teilnehmer:innen wurde von verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen,
sozialistischen und kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration am 25. Juni an sich
gerissen, alle politischen Parteien und radikaleren Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der
Festlegung des Aufrufes und auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses bürokratische und undemokratische Manöver hatte nicht nur die Gesamtmobilisierung
erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf eine grundlegende Ablehnung der G7, das
Ausweichen vor der Kriegsfrage und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich
wurde, erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im Vorfeld ihre Mobilisierung
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faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For Future scheinen sich selbst im
Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup der grünen Regierungspartei und sozialem Faktor auf
der Straße zu zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit einigen 100
Teilnehmer:innen, die unabhängig von anderen Protesten stattfand, und war kaum sichtbar auf der
Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl es auf dem Papier
Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von einer öffentlichen Mobilisierung die Rede
sein. Bis auf einzelne bekannte Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit
knapp 300 Teilnehmer:innen war FFF nicht präsent. Scheinbar liegt der Fokus aktuell auf einer
Unterstützung der Embargos gegen den russischen Imperialismus, anstatt die eigene Regierung und
ihre zerstörerische Umweltpolitik anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren, sondern auch die
Abwesenheit anderer Parteien, die sonst auf solchen Protesten anzutreffen waren. Während bei den
letzten Gipfelprotesten auch Teile der Grünen und sogar der SPD teilnahmen, so ist ihr Fernbleiben
einfach durch die Einbeziehung in die Ampelkoalition sowie die Unterstützung deren Kurses zu
erklären. Ähnliches gilt auch für die Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen
Anbindung an die SPD wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten des Krieges auf dem Rücken der Lohnabhängigen stumm mitgetragen. Vereinzelt sah man
ver.di- und GEW-Mitglieder aus München, aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren
nicht zu finden. Dies ist nicht verwunderlich, da diese bereits während der Vorbereitung mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie weigerten sich mit
fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen Parteien und allen subjektiv
revolutionären Organisationen sie zu organisieren. Als NGOs dürften sie keinen Widerstand gegen
den Staat organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie stellen nichts anderes dar
als den Versuch, den Widerstand konform zu lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und
nicht mit den G7 suchen, ruhigzustellen. Gesagt, getan. Das Ergebnis war ein doppeltes. Einerseits
wurde die Desorganisation der Linken dadurch befeuert, andererseits die Aussicht auf eine größere
Mobilisierung bewusst aufs Spiel gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu
bekämpfen sind, liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als
Erfüllungsgehilfinnen einer gesamtgesellschaftlichen Entwicklungstendenz präsentiert. Die
„Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt eben nichts weiter als einen Hofstaat
jener Klassengesellschaft voller sozialer Gegensätzlichkeiten dar. Ebenjene ist es, die im letzten
Jahrzehnt nach rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung oder
zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie hängen, bildet die
materielle Hintergrundfolie einer ideologischen Kapitulation.

Wie verliefen die Aktionen?

Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die Realität mit nur 6.000
Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment bleibt zu bemerken, dass sich die
Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch
verhielten. Als die Cops ohne ernsthaften Grund bei der Abschlusskundgebung den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen von der Bühne dagegen
und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie akzeptierten die Spaltung in „gute“ und
„schlechte“ Demonstrierende nicht.



Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von 2015 zurück. Dabei
haben viele Genoss:innen und Aktivist:innen ihre gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit
geringsten Ressourcen auf die Beine zu stellen. Sie haben gekocht, Nachtwachen afgestellt, ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider blieben Tausende fern.
Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale
des Kampfes gegen den G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni. Das Bündnis „Stopp G7
Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die
Demonstration von verschiedensten antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei
nicht in erster Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen Defensive.
Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im Spalier „begleitet“. Bereits vor
Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen
Widerstands gegen den Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem 27. Juni. An dem Tag
nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an einer kleinen Protestkundgebung außerhalb
der Hör- und Sichtweite des Gipfels statt. Die Polizei führte erniedrigende Leibesvisitationen bei den
Teilnehmer:innen durch und agierte dabei übergriffig, konfiszierte Gegenstände wie Marker, die mit
Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt.
Aufgeteilt auf eine Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in die
oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung

Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich nur die Spitze des
Eisbergs. Unter dem Wasserspiegel verbirgt sich der desaströse Zustand der Linken und
Arbeiter:innenbewegung in der heutigen Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise
eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“, „Castor schottern“
oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der heutigen Lage waren dies reine Heerschauen
und Selbstbeweihräucherung linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren
reine Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder scheitern, aber
sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse und schafften es nicht, inhaltliche
Differenzen innerhalb der Radikalen Linken zu klären. Vielmehr formten diese Stunts eine Fassade,
die den Zustand der Ratlosigkeit zu überdecken versuchte. Prominente Beispiele dafür bilden
Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über Jahre blieben in der Deutschen Linken ernsthafte programmatisch-strategische Debatten zu
den Aufgaben gegen den vorherrschenden Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts
des aufkochenden Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele während
der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne darauf eine politische Antwort
geben zu müssen, so flehen andere wiederum, dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald
vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen Blockade oder
Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es, ihren Krisenparteitag parallel zum
Gipfel stattfinden zu lassen und nur in kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes
aufzutreten. Selbst dieser war ein Schatten seiner selbst.



Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt feiern, das den Protest
„radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine andere. Durch die geringe Mobilisierung droht
der Gegenprotest, in die Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz

Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die unzählbaren Krisen,
die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf,
dass die reine Fokussierung auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der
Frage aus, wie dieser Totalität des Elends ein Ende gesetzt werden kann. Noch schlimmer: Sie
leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum Unterordnen unter die jeweiligen
Führungen der Bewegungen, seien es bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen
Rechtsruck oder ökonomistische Nachtrabpolitik bei gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch aus Niederlagen zu
lernen.

Angesichts dieser schwachen Mobilisierung ist zu diskutieren, welche Aufgaben sich
Internationalist:innen, Antiimperialist:innen und Antikapitalist:innen in dieser Zeitenwende stellen,
um zumindest größere Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung der
westlichen Imperialismen im Kampf gegen die russischen und chinesischen Widersacher
programmatisch und praktisch in Stellung zu bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden
Organisationen, einen offenen Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu
führen. Wir brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir richten
diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte, die an der Demonstration
teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL, Föderation klassenkämpferischer
Organisationen, Zora, Perspektive Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische
Jugend, Partizan, Atif, Kuhle Wampe, Karawane, Klasse gegen Klasse, die Sozialistische Alternative.


